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Artikel 1

Änderung des Gesetzes zur Feststellung einer 
 Natur katastrophe, der Höhe der Ausnahmekomponente 

und zur Festlegung eines Tilgungsplans  
nach § 18 Absatz 6 der Landeshaushaltsordnung  

für Baden-Württemberg

Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Feststellung 
einer Naturkatastrophe, der Höhe der Ausnahmekompo-
nente und zur Festlegung eines Tilgungsplans nach § 18 
Absatz 6 der Landeshaushaltsordnung für Baden-Würt-
temberg vom 19. März 2020 (GBl. S. 125), wird wie 
folgt geändert:

Gesetz zur Änderung des Gesetzes  
zur Feststellung einer Naturkatastrophe,  
der Höhe der Ausnahmekomponente und 
zur Festlegung eines Tilgungsplans nach  

§ 18 Absatz 6 der Landeshaushaltsordnung
für Baden-Württemberg

Vom 15. Oktober 2020

Der Landtag hat am 14. Oktober 2020 das folgende Ge-
setz beschlossen:
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Artikel 6

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. November 2020 in Kraft. 

(2) Das Gesetz zur Ausführung des Personalausweisge-
setzes vom 16. März 1987 (GBl. S. 61), das zuletzt durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 12. Juni 2018 (GBl. S. 173, 
187) geändert worden ist, tritt am 1. November 2020 
 außer Kraft.

(3) Die Verordnung des Innenministeriums über die Paß-
behörden vom 1. Dezember 1987 (GBl. S. 752) tritt am 
1. November 2020 außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 15. Oktober 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Sitzmann

 Bauer Untersteller

 Dr. Hoffmeister-Kraut Lucha

 Hauk Wolf

Gesetz zur Änderung  
des Landesbesoldungsgesetzes  

Baden-Württemberg und  
anderer Rechtsvorschriften

Vom 15. Oktober 2020

Der Landtag hat am 14. Oktober 2020 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes  
Baden-Württemberg

Das Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg vom 
9. November 2010 (GBl. S. 793, 826), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Juni 2020 (GBl. S. 401, 
402) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1. § 13 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

 »Gleiches gilt für Leistungen des Dienstherrn im 
Rahmen des Gesundheitsmanagements, soweit hier-
für der Haushalt entsprechende Mittel bereitstellt.«

 2. § 24 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

 »1.  in der Laufbahngruppe des mittleren Dienstes in 
den Laufbahnen der Amtsmeister, des Justiz-
wacht meisterdienstes und der Warte der Besol-
dungsgruppe A 6, ansonsten der Besoldungs-
gruppe A 7,«

1. In § 2 Absatz 4 werden nach dem Wort »Personalaus-
weisgesetzes« ein Komma und die Wörter »§ 12 des 
eID-Karte-Gesetzes« eingefügt. 

2. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Nummer 1 werden nach dem Wort 
»Personalausweisgesetzes« ein Komma und die 
Wörter »§ 12 des eID-Karte-Gesetzes« eingefügt.

b) Absatz 6 Nummer 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 »1.  bei einer natürlichen Person: Name, Vorname, 
Anschrift, Geburtsname, Geburtsort, Geburts-
land, Geburtsdatum, akademischer Grad; bei 
Nutzung des elektronischen Identitätsnachwei-
ses nach § 18 des Personalausweisgesetzes, 
§ 12 des eID-Karte-Gesetzes oder § 78 Ab- 
satz 5 des Aufenthaltsgesetzes: die Dokumente-
nart, der letzte Tag der Gültigkeitsdauer sowie 
das dienste- und kartenspezifische Kennzei-
chen; bei Nutzung des elektronischen Identi-
tätsnachweises nach § 18 des Personalausweis-
gesetzes oder § 78 Absatz 5 des Aufenthalts-
gesetzes  darüber hinaus die Abkürzung »D« für 
Bundesrepublik Deutschland.«

Artikel 4

Änderung der Verordnung der Landesregierung  
über Zuständigkeiten nach dem Gesetz  

über Ordnungswidrigkeiten 

§ 5 Absatz 1 der Verordnung der Landesregierung über 
Zuständigkeiten nach dem Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten in der Fassung vom 2. Februar 1990 (GBl. S. 73, 
ber. S. 268), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 29. Mai 2020 (GBl. S. 368) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. In Nummer 2 werden die Wörter »Gesetz über Perso-
nalausweise« durch das Wort »Personalausweisge-
setz« ersetzt.

2. In Nummer 3 werden die Wörter »Gesetz über das 
Paßwesen« durch das Wort »Paßgesetz« ersetzt.

3. Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 eingefügt:

 »4. dem eID-Karte-Gesetz,«.

4. Die bisherigen Nummern 4 und 5 werden die Num-
mern 5 und 6.

Artikel 5

Änderung der Meldeverordnung

In § 20 Absatz 2 Satz 2 der Meldeverordnung vom  
28. September 2015 (GBl. S. 853), die zuletzt durch Arti-
kel 9 des Gesetzes vom 17. Juni 2020 (GBl. S. 401) geän-
dert worden ist, wird nach dem Wort »Maßnahmen« das 
Wort »entsprechend« gestrichen.
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 in Besoldungsgruppe A 13  
mit Amtszulage 230 Euro,

 in Besoldungsgruppe A 14 260 Euro,

 in Besoldungsgruppe A 14 
mit Amtszulage 290 Euro,

 in Besoldungsgruppe A 15 320 Euro,

 in Besoldungsgruppe A 15  
mit Amtszulage 350 Euro,

 ab Besoldungsgruppe A 16 und  
in den Landesbesoldungsordnungen  
B, R, W, C kw 380 Euro.

 Die Höhe der Zulage ist beschränkt auf den Unter-
schiedsbetrag zwischen der Summe der Dienstbe-
züge aus Grundgehalt, Amts- und Strukturzulage, die 
dem Beamten oder Richter zusteht und der Summe 
der Dienstbezüge aus Grundgehalt, Amts- und 
 Strukturzulage, die ihm bei Übertragung des höher-
wertigen Amtes nach Absatz 1 zustehen würde. Bei 
einer Übertragung der Vertretungsaufgaben zu einem 
Bruchteil der für den Beamten oder Richter gelten-
den Arbeitszeit wird die ihm zustehende Zulage ent-
sprechend diesem Bruchteil anteilig gewährt.

 (4) Die Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstige 
der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts können für ihre Beamten durch Satzung die 
Funktionen festlegen, die nach ihrer Organisations-
struktur einem höherwertigen Amt im Sinne des Ab-
satzes 1 Satz 1 entsprechen.«

 7. § 65 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Nummer 2 werden nach dem Wort 
»schriftlich« die Wörter »oder elektronisch« ein-
gefügt.

b) In Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe  
»A 5« durch die Angabe »A 6« ersetzt.

 8. In § 71 Absatz 1 werden nach dem Wort »einer«  
die Wörter »durch Gesetz, Rechtsverordnung oder 
Satzung festgelegten,« eingefügt.

 9. § 73 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 »§ 73

 Zuschlag bei freiwilliger Weiterarbeit«

b) Folgender Absatz 3 wird eingefügt:

 »(3) Liegen die Voraussetzungen des § 40 Ab- 
satz 2 LBG vor, gelten die Absätze 1 und 2 bis 
zum Beginn des Ruhestands entsprechend. Satz 1 
gilt für Schwerbehinderte im Sinne des § 2 Ab-
satz 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch bei 
Vorliegen der Voraussetzungen für ein versor-
gungsabschlagsfreies Ruhegehalt nach § 27 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 100 
Absatz 2 LBeamtVGBW entsprechend.«

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

 3. § 32 wird folgender Absatz 4 angefügt:

 »(4) Hauptberuflich ist eine Tätigkeit, die entgeltlich 
erbracht wird, den Schwerpunkt der beruflichen Tä-
tigkeit darstellt und in dem in einem Beamtenver-
hältnis zulässigen Umfang abgeleistet wird; hierbei 
ist auf die beamtenrechtlichen Vorschriften des Lan-
des Baden-Württemberg im jeweiligen Zeitpunkt der 
Tätigkeit abzustellen.«

 4. In § 45 Absatz 3 werden die Sätze 2 und 3 wie folgt 
gefasst:

 »Dies gilt auch für den Fall, dass Amtszulagen nach 
Absatz 1 und 2 zusammentreffen oder die beiden 
Amtszulagen mit anderen Amtszulagen zusammen-
treffen. Wird der Prozentsatz von 100 überschritten, 
vermindert sich in den Fällen des Satzes 1 die nach 
Absatz 1 oder 2 gewährte Zulage um den überstei-
genden Betrag; in den Fällen des Satzes 2 vermindert 
sich die Zulage nach Absatz 1 um den übersteigen-
den Betrag.«

 5. In § 46 Satz 1 wird die Angabe »A 5« durch die An-
gabe »A 6« ersetzt.

 6. Nach § 62 wird folgender § 62 a eingefügt:

 »§ 62 a

 Vertretungszulage

 (1) Beamte und Richter, denen kommissarisch die 
Aufgaben eines höherwertigen Amtes übertragen 
werden, erhalten für die Dauer der Wahrnehmung 
eine nicht ruhegehaltfähige Zulage, wenn zum Amts-
inhalt des höherwertigen Amtes die Vorgesetzten-
funktion gemäß § 3 Absatz 4 LBG über alle Beamte 
und Richter der Behörde im Sinne von § 18 oder des 
Polizeireviers des Amtsinhabers des höherwertigen 
Amtes gehört. Beamte und Richter der Landesbesol-
dungsordnungen W und C kw sowie der Besol-
dungsgruppen B 2 bis B 11 und R 3 bis R 8 sind von 
der Gewährung der Zulage ausgenommen.

 (2) Die Zulage wird ab dem zweiten Kalendermonat 
gewährt, der auf den Monat des Wirksamwerdens  
der Aufgabenübertragung folgt, höchstens jedoch  
für eine ununterbrochene Dauer von fünf Jahren.  
War der Beamte oder Richter zuvor Stellvertreter  
des Amtsinhabers des höherwertigen Amtes, wird die 
Zulage ab dem dritten Kalendermonat gewährt, der 
auf den Monat des Wirksamwerdens der Aufgaben-
übertragung folgt.

 (3) Die Zulage richtet sich nach der Besoldungs-
gruppe des höherwertigen Amtes nach Absatz 1 und 
beträgt monatlich

 bis Besoldungsgruppe A 12 140 Euro,

 in Besoldungsgruppe A 12  
mit Amtszulage 170 Euro,

 in Besoldungsgruppe A 13 200 Euro,
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zulagen nach der Schülerzahl einer Schule oder 
der Gruppenzahl eines Schulkindergartens, so be-
gründet ein Absinken der Zahl der Schüler oder 
der Gruppen unter die für das Amt in den Bewer-
tungsmerkmalen festgelegte Untergrenze allein 
kein dienstliches Bedürfnis, den Beamten in ein 
anderes Amt seiner Laufbahn zu versetzen. Wird 
der Beamte aus anderen Gründen in ein anderes 
Amt versetzt oder scheidet er aus dem Beamten-
verhältnis aus, gilt die von ihm innegehabte Plan-
stelle als in eine Planstelle der Besoldungsgruppe 
umgewandelt, die der tatsächlichen Zahl der 
Schüler oder der tatsächlichen Gruppenzahl ent-
spricht.«

16. Die Anlage 1 (Landesbesoldungsordnung A) wird 
wie folgt geändert:

a) Der Abschnitt Besoldungsgruppe A 5 wird aufge-
hoben.

b) Die Abschnitte Besoldungsgruppe A 6 und A 7 
werden wie folgt gefasst:

 »Besoldungsgruppe A 6

 E r s t e r   H a u p t w a c h t m e i s t e r 3)

 H a u p t w a r t 1) 2)

 O b e r a m t s m e i s t e r 2) 4)

 _____________
1) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 13.
2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 7.
3) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 13.
4)  Erhält eine Amtszulage nach Anlage 13, wenn er im Sit-

zungsdienst der Gerichte eingesetzt ist.

 Besoldungsgruppe A 7

 Brandmeister1)

 H a u p t w a r t 2)

 Krankenpfleger1)

 Krankenschwester1)

 Lebensmittelkontrolleur1)

 O b e r a m t s m e i s t e r 2)

 O b e r s e k r e t ä r 1)

 O b e r w e r k m e i s t e r 1)

 Polizeimeister1)

 Stationspfleger3)

 Stationsschwester3)

 _____________
1) Als Eingangsamt, soweit nicht im Justizwachtmeisterdienst.

2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 6.

3) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 13.«

c) Im Abschnitt Besoldungsgruppe A 10 wird bei der 
Amtsbezeichnung »Erster Hauptstraßenmeister« 
mit Funktionszusatz der Fußnotenhinweis »3)« 
 angefügt.

10. § 74 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 »§ 74

 Zuschlag bei freiwilliger Weiterarbeit in Teilzeit«

b) Es werden folgende Sätze angefügt:

 »Liegen die Voraussetzungen des § 40 Absatz 2 
LBG vor, gelten die Sätze 1 bis 4 bis zum Beginn 
des Ruhestands entsprechend. Satz 5 gilt für 
Schwerbehinderte im Sinne des § 2 Absatz 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch bei Vorliegen 
der Voraussetzungen für ein versorgungsabschlags-
freies Ruhegehalt nach § 27 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 in Verbindung mit § 100 Absatz 2 LBe-
amtVGBW entsprechend.«

11. In § 76 Absatz 5 werden die Wörter »oder von im 
Rahmen einer flexibilisierten Haushaltsführung nach 
§ 7 a der Landeshaushaltsordnung für Baden-Würt-
temberg erwirtschafteten Mitteln, die zu diesem 
Zweck verwendet werden sollen,« gestrichen.

12. In § 82 Absatz 2 Satz 1 und § 86 Absatz 1 werden 
jeweils nach dem Wort »schriftlich« die Wörter 
»oder elektronisch« eingefügt.

13. Nach § 87 a wird folgender § 87 b eingefügt:

 »§ 87 b

 Zusätzliche Vergütung von genommenem  
 Jahresurlaub bei Verringerung der Arbeitszeit

 Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung die zusätzliche Vergütung des unions-
rechtlich gewährleisteten Mindesturlaubsanspruchs 
(Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 2003/88/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. No-
vember 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeits-
zeitgestaltung – ABl. L 299 vom 18. 11. 2003, S. 9)  
in Fällen zu regeln, in denen Urlaub nach einer Re-
duzierung der für den Beamten geltenden durch-
schnittlichen Wochenarbeitszeit in einem Zeitab-
schnitt genommen wird, in dem die für den Beamten 
geltende durchschnittliche tägliche Arbeitszeit gerin-
ger ist als während des Zeitabschnitts, aus dem der 
Urlaubsanspruch stammt.«

14. In § 91 Absatz 1 Satz 1 wird der Klammerzusatz wie 
folgt gefasst:

 »(Schülerzahlen, Schulstellen, Gruppenzahlen)«

15. § 92 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 »§ 92

 Ämter bei Absinken der Schüler- oder  
 Gruppenzahl«

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 »(1) Richtet sich die Zuordnung des einem Be-
amten übertragenen Amtes zu einer Besoldungs-
gruppe einschließlich der Gewährung von Amts-
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 –  als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Hauptschule, Werkrealschule, Grund- und 
Hauptschule oder Grund- und Werkreal-
schule mit mehr als 100 bis zu 180 Schülern5)

 –  als der ständige Vertreter des Leiters eines 
sonderpädagogischen Bildungs- und Bera-
tungszentrums mit Förderschwerpunkt Ler-
nen mit bis zu 90 Schülern5)

 –  als der ständige Vertreter des Leiters eines 
sonderpädagogischen Bildungs- und Bera-
tungszentrums mit sonstigen Förderschwer-
punkten mit bis zu 45 Schülern5)«

cc) Nach der Amtsbezeichnung »R a t 1)« wird 
folgende Amtsbezeichnung mit Funktions-
zusatz eingefügt:

 »Realschulkonrektor5)

 –  als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Realschule mit bis zu 180 Schülern«

dd) Die Amtsbezeichnung »Rektor« mit Funk-
tionszusätzen wird wie folgt gefasst:

 »Rektor

 – einer Grundschule mit bis zu 100 Schülern

 –  einer Grundschule mit mehr als 100 bis zu 
180 Schülern5)«

ee) Die Amtsbezeichnung »Studienrat1)« mit 
Funktionszusätzen wird wie folgt gefasst:

 »Studienrat1)

 –  als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Gemeinschaftsschule ohne gymnasiale 
Oberstufe mit bis zu 180 Schülern5)

 –  als Referatsleiter am Landesmedienzent-
rum

 –  als Referent am Institut für Bildungsanaly-
sen Baden-Württemberg

 –  als Referent am Zentrum für Schulqualität 
und Lehrerbildung

 –  als Referent in einem großen und bedeuten-
den Referat am Landesmedienzentrum

 –  mit der Befähigung für das Lehramt an 
Gymnasien oder an beruflichen Schulen«

ff) Die Amtsbezeichnung »Zweiter Konrek-
tor5) 6)« mit Funktionszusatz wird gestrichen.

gg) Die Fußnote 4 wird aufgehoben.

g) Der Abschnitt Besoldungsgruppe A 14 wird wie 
folgt geändert:

aa) Nach der Amtsbezeichnung »Fachschulrat1)« 
mit Funktionszusatz wird folgende Amtsbe-
zeichnung mit Funktionszusatz eingefügt:

 »Gemeinschaftsschulabteilungsleiter8)

  als Leiter einer Abteilung einer Gemein-
schaftsschule ohne gymnasiale Oberstufe 
mit mehr als 850 Schülern«

d) Der Abschnitt Besoldungsgruppe A 11 wird wie 
folgt geändert:

aa) Nach der Amtsbezeichnung »A m t m a n n« 
wird folgende Amtsbezeichnung mit Funk-
tionszusatz eingefügt:

 »Erster Hauptstraßenmeister2)

  als Leiter einer besonders großen und 
 besonders bedeutenden Straßenmeisterei 
oder Autobahnmeisterei«

bb) Bei der Amtsbezeichnung »Fachoberleh-
rer1) 3)« mit Funktionszusätzen wird nach dem 
Funk tionszusatz »– als Fachbetreuer« folgen-
der Funktionszusatz eingefügt:

 »–  als Leiter eines Schulkindergartens mit 
mehr als zwei Gruppen«

e) Der Abschnitt Besoldungsgruppe A 12 wird wie 
folgt geändert:

aa) Bei der Amtsbezeichnung »Konrektor2)« mit 
Funktionszusatz wird der Funktionszusatz 
wie folgt gefasst:

  »–  als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Grundschule mit mehr als 100 bis zu 180 
Schülern«

bb) Bei der Amtsbezeichnung »Rechnungsrat1)« 
mit Funktionszusatz wird der Fußnotenhin-
weis »1)« gestrichen.

cc) Die Amtsbezeichnung »Rektor2)« mit Funk-
tionszusatz wird gestrichen.

f) Der Abschnitt Besoldungsgruppe A 13 wird wie 
folgt geändert:

aa) Nach der Amtsbezeichnung »Fachschulrat1)« 
mit Funktionszusätzen wird folgende Amts-
bezeichnung mit Funktionszusatz eingefügt:

 »Gemeinschaftsschulkonrektor5)

 –  als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Gemeinschaftsschule ohne gymnasiale 
Oberstufe mit bis zu 180 Schülern«

bb) Die Amtsbezeichnung »Konrektor« mit Funk-
tionszusätzen wird wie folgt gefasst:

 »Konrektor

 –  als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 
Schülern

 –  als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Grundschule mit mehr als 360 Schülern5)

 –  als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Grund- und Hauptschule mit Realschule, 
Grund- und Werkrealschule mit Real-
schule, Hauptschule mit Realschule, Wer-
krealschule mit Realschule oder Grund-
schule mit Realschule mit insgesamt bis zu 
180 Schülern5)
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 –  als Referent am Zentrum für Schulqualität 
und Lehrerbildung

 –  mit der Befähigung für das Lehramt an 
Gymnasien oder an beruflichen Schulen«

dd) Nach der Amtsbezeichnung »Pfarrer im 
 Jus tizvollzugsdienst4)« wird folgende Amts-
bezeichnung mit Funktionszusatz eingefügt:

 »Realschulabteilungsleiter8)

  als Leiter einer Abteilung einer Real-
schule, Grund- und Hauptschule mit Re-
alschule, Grund- und Werkrealschule  
mit Realschule, Hauptschule mit Real-
schule, Werkrealschule mit Realschule 
oder Grundschule mit Realschule mit 
mehr als 850 Schülern«

ee) Die Amtsbezeichnung »Rektor« mit Funk-
tionszusätzen wird wie folgt gefasst:

 »Rektor

 –  als Leiter eines sonderpädagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentrums

  – –  mit Förderschwerpunkt Lernen mit bis 
zu 90 Schülern

  – –  mit Förderschwerpunkt Lernen mit 
mehr als 90 bis zu 180 Schülern3)

  – –  mit sonstigen Förderschwerpunkten mit 
bis zu 45 Schülern

  – –  mit sonstigen Förderschwerpunkten mit 
mehr als 45 bis zu 90 Schülern3)

  – –  mit 3 bis 8 Schulstellen im Justizvoll-
zug3)

 –  einer Grundschule mit mehr als 180 bis zu 
360 Schülern

 –  einer Grundschule mit mehr als 360 Schü-
lern3)

 –  einer Hauptschule, Werkrealschule, Grund- 
und Hauptschule, Grund- und Werk-
realschule, Grund- und Hauptschule mit 
Realschule, Grund- und Werkrealschule mit 
Re alschule, Hauptschule mit Realschule, 
Werk realschule mit Realschule oder Grund-
schule mit Realschule

  – – mit bis zu 180 Schülern

  – –  mit mehr als 180 bis zu 360 Schülern3)«

ff) Bei der Amtsbezeichnung »Zweiter Gemein-
schaftsschulkonrektor« mit Funktionszusatz 
wird im Funktionszusatz die Zahl »850« 
durch die Zahl »540« ersetzt.

gg) Die Amtsbezeichnung »Zweiter Konrektor« 
mit Funktionszusätzen wird wie folgt gefasst:

 »Zweiter Konrektor

 –  an einem sonderpädagogischen Bildungs- 
und Beratungszentrum

  – –  mit Förderschwerpunkt Lernen mit 
mehr als 270 Schülern

bb) Die Amtsbezeichnung »Konrektor« mit Funk-
tionszusätzen wird wie folgt gefasst:

 »Konrektor

 –  als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Hauptschule, Werkrealschule, Grund- und 
Hauptschule, Grund- und Werkrealschule, 
Grund- und Hauptschule mit Realschule, 
Grund- und Werkrealschule mit Real-
schule, Hauptschule mit Realschule, Wer-
krealschule mit Realschule oder Grund-
schule mit Realschule

  – – mit mehr als 180 bis zu 360 Schülern

  – – mit mehr als 360 Schülern3)

 –  als der ständige Vertreter des Leiters eines 
sonderpädagogischen Bildungs- und Bera-
tungszentrums

  – –  mit Förderschwerpunkt Lernen mit 
mehr als 90 bis zu 180 Schülern

  – –  mit Förderschwerpunkt Lernen mit 
mehr als 180 Schülern3)

  – –  mit sonstigen Förderschwerpunkten mit 
mehr als 45 bis zu 90 Schülern

  – –  mit sonstigen Förderschwerpunkten mit 
mehr als 90 Schülern3)

  – – mit 3 bis 8 Schulstellen im Justizvollzug

  – –  mit mindestens 9 Schulstellen im Justiz-
vollzug3)«

cc) Die Amtsbezeichnung »Oberstudienrat« mit 
Funktionszusätzen wird wie folgt gefasst:

 »Oberstudienrat

 –  als der ständige Vertreter des Leiters  
einer Gemeinschaftsschule ohne gymna-
siale Ober stufe mit mehr als 180 bis zu  
360 Schülern

 –  als der ständige Vertreter des Leiters  
einer Gemeinschaftsschule ohne gymna-
siale Oberstufe mit mehr als 360 Schülern3)

 –  als Leiter eines großen und bedeutenden 
Referats am Landesmedienzentrum

 –  als Leiter einer Abteilung einer Gemein-
schaftsschule ohne gymnasiale Oberstufe 
mit mehr als 850 Schülern

 –  als Leiter einer Gemeinschaftsschule ohne 
gymnasiale Oberstufe mit bis zu 180 Schü-
lern

 –  als Leiter einer Gemeinschaftsschule ohne 
gymnasiale Oberstufe mit mehr als 180 bis 
zu 360 Schülern3)

 –  als Referatsleiter und zugleich der ständige 
Vertreter des Leiters eines Fachbereichs am 
Landesmedienzentrum

 –  als Referent am Institut für Bildungsanaly-
sen Baden-Württemberg
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17. Die Anlage 2 (Landesbesoldungsordnung B) wird 
wie folgt geändert:

a) Im Abschnitt Besoldungsgruppe B 2 wird die 
Amtsbezeichnung »Finanzpräsident« mit Funk-
tionszusatz gestrichen.

b) Im Abschnitt Besoldungsgruppe B 3 wird die 
Amtsbezeichnung »Direktor des Landesbetriebs 
Vermögen und Bau Baden-Württemberg« gestri-
chen.

c) Der Abschnitt Besoldungsgruppe B 4 wird wie 
folgt geändert:

aa) Nach der Amtsbezeichnung »Direktor des 
Ins tituts für Bildungsanalysen Baden-Würt-
temberg« mit Funktionszusatz wird die Amts-
bezeichnung »Direktor des Landesbetriebs 
Vermögen und Bau Baden-Württemberg« 
eingefügt.

bb) Nach der Amtsbezeichnung »Verbandsdirek-
tor eines Regionalverbands« mit Funktions-
zusatz wird die Amtsbezeichnung »Vizepräsi-
dent der Oberfinanzdirektion« angefügt.

18. In Anlage 3 (Landesbesoldungsordnung R) werden 
im Abschnitt Besoldungsgruppe R 2 in der Fuß- 
note 4 nach dem Wort »Richterplanstellen« die Wör-
ter »sowie am Landgericht Karlsruhe« eingefügt.

19. Die Anlage 5 (Landesbesoldungsordnungen A, B, C, 
R und W Künftig wegfallende Ämter [kw]) wird wie 
folgt geändert:

a) Der Abschnitt 1. Landesbesoldungsordnung A 
wird wie folgt geändert:

aa) Der Abschnitt Besoldungsgruppe A 5 kw wird 
aufgehoben.

bb) Die Abschnitte Besoldungsgruppe A 6 kw und 
A 7 kw werden wie folgt gefasst:

 »Besoldungsgruppe A 6 kw

 Gestüthauptwärter1) 2)

 Polizeiwachtmeister
 _____________

1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 7 kw.
2) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 13.

 Besoldungsgruppe A 7 kw

 Gestüthauptwärter3)

 Hauptsattelmeister1) 2)

 Kriminalmeister1)

 _____________
1) Als Eingangsamt.
2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 8 kw.
3)  Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 6 kw. Für bis zu 

20 Prozent der Gesamtzahl der Planstellen des Gestüts-
dienstes in den Besoldungsgruppen A 6 kw und A 7 kw.«

cc) Im Abschnitt Besoldungsgruppe A 15 kw 
wird der Amtsbezeichnung »Fachschuldirek-

  – –  mit sonstigen Förderschwerpunkten mit 
mehr als 135 Schülern

  – –  mit mindestens 13 Schulstellen im Jus-
tiz vollzug

 –  einer Grund- und Hauptschule mit Real-
schule, Grund- und Werkrealschule mit Re-
alschule, Hauptschule mit Realschule, Wer-
krealschule mit Realschule oder Grund-
schule mit Realschule mit insgesamt mehr 
als 540 Schülern«

hh) Bei der Amtsbezeichnung »Zweiter Real-
schulkonrektor« mit Funktionszusatz wird im 
Funktionszusatz die Zahl »850« durch die 
Zahl »540« ersetzt.

ii) Es wird folgende Fußnote 8 angefügt:

 »8)  Für jede Gemeinschaftsschule, Realschule oder für je-
den Verbund mit einer Realschule dürfen höchstens 2 

Planstellen für Abteilungsleiter ausgebracht werden.«

h) Der Abschnitt Besoldungsgruppe A 15 wird wie 
folgt geändert:

aa) Die Amtsbezeichnung »Ephorus1)« mit Funk-
tionszusatz wird gestrichen.

bb) Die Amtsbezeichnung »Rektor« mit Funk-
tionszusätzen wird wie folgt gefasst:

 »Rektor

 –  als Leiter eines sonderpädagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentrums

 –  mit Förderschwerpunkt Lernen mit mehr 
als 180 Schülern

 –  mit sonstigen Förderschwerpunkten mit 
mehr als 90 Schülern

 –  mit mindestens 9 Schulstellen im Justiz-
vollzug

 –  einer Hauptschule, Werkrealschule, Grund- 
und Hauptschule, Grund- und Werkreal-
schule, Grund- und Hauptschule mit Re-
alschule, Grund- und Werkrealschule mit 
Realschule, Hauptschule mit Realschule, 
Werk realschule mit Realschule oder Grund-
schule mit Realschule mit mehr als 360 
Schülern«

i) Der Abschnitt Besoldungsgruppe A 16 wird wie 
folgt geändert:

aa) Die Amtsbezeichnung »Direktor der Landes-
anstalt für Entwicklung der Landwirtschaft 
und der ländlichen Räume« wird durch die 
Amtsbezeichnung »Direktor der Landes-
anstalt für Landwirtschaft, Ernährung und 
Ländlichen Raum« ersetzt.

bb) Bei der Amtsbezeichnung »Ephorus« mit 
Funktionszusatz wird dem bisherigen Funk-
tionszusatz ein Spiegelstrich vorangestellt 
und folgender Funktionszusatz angefügt:

 »–  als Leiter des evangelisch-theologischen 
Seminars Maulbronn«
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bb) Im Abschnitt Besoldungsgruppe A 6 wird in 
 einer neuen Zeile in Spalte 2 die Angabe »3 und 
4« und in Spalte 3 die Zahl »79,33« angefügt.

cc) Im Abschnitt Besoldungsgruppe A 13 wird in 
Spalte 2 die Zahl »4« und in Spalte 3 die Zahl 
»125,84« gestrichen.

d) Im Abschnitt Landesbesoldungsordnungen A, B, 
C, R und W Künftig wegfallende Ämter (kw) 
wird die Angabe »A 5 (kw)« durch die Angabe  
»A 6 (kw)« ersetzt.

24. Die Anlage 13 (Amtszulagen und Strukturzulage) in 
der Fassung des Anhangs 3 des Gesetzes über die 
Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in 
Baden-Württemberg 2019/2020/2021 vom 15. Okto-
ber 2019 (GBl. S. 377, 403) wird wie folgt geändert:

a) Im Abschnitt § 45 wird in Spalte 3 die Zahl 
»191,41« durch die Zahl »382,83« ersetzt.

b) Im Abschnitt § 46 wird die Angabe »A 5« durch 
die Angabe »A 6« ersetzt.

c) Der Abschnitt Landesbesoldungsordnung A wird 
wie folgt geändert:

aa) Der Abschnitt Besoldungsgruppe A 5 wird 
aufgehoben. 

bb) Im Abschnitt Besoldungsgruppe A 6 wird in 
einer neuen Zeile in Spalte 2 die Angabe  
»3 und 4« und in Spalte 3 die Zahl »80,44« 
angefügt.

cc) Im Abschnitt Besoldungsgruppe A 13 wird in 
Spalte 2 die Zahl »4« und in Spalte 3 die Zahl 
»127,60« gestrichen.

d) Im Abschnitt Landesbesoldungsordnungen A, B, 
C, R und W Künftig wegfallende Ämter (kw) 
wird die Angabe »A 5 (kw)« durch die Angabe  
»A 6 (kw)« ersetzt.

25. Die Anlage 14 (Stellenzulagen) wird wie folgt ge-
ändert:

a) Im Abschnitt § 54 wird in Spalte 2 die Angabe  
»A 5« und in Spalte 3 die Zahl »47,94« gestrichen.

b) Im Abschnitt § 57 Abs. 1 Nr. 2 wird in Spalte 2 die 
Angabe »A 5« und in Spalte 3 die Zahl »119,84« 
gestrichen.

26. In Anlage 15 (Mehrarbeitsvergütung) in der Fassung 
des Anhangs 2 des Gesetzes über die Anpassung  
von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-
Württemberg 2019/2020/2021 vom 15. Oktober 
2019 (GBl. S. 377, 397) wird die Angabe »A 5« 
durch die Angabe »A 6« ersetzt.

27. In Anlage 15 (Mehrarbeitsvergütung) in der Fassung 
des Anhangs 3 des Gesetzes über die Anpassung von 
Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Würt-
temberg 2019/2020/2021 vom 15. Oktober 2019 
(GBl. S. 377, 404) wird die Angabe »A 5« durch die 
Angabe »A 6« ersetzt.

28. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

tor« mit Funktionszusätzen folgende Amtsbe-
zeichnung mit Funktionszusatz vorangestellt:

 »Ephorus4)

  als Leiter des evangelisch-theologischen 
Seminars Maulbronn«

b) Der Abschnitt 2. Landesbesoldungsordnung B 
wird wie folgt geändert:

aa) Im Abschnitt Besoldungsgruppe B 2 kw wird 
nach der Amtsbezeichnung »Erster Direktor 
der Landesakademie für Fortbildung und Per-
sonalentwicklung an Schulen« mit Funktions-
zusatz folgende Amtsbezeichnung mit Funk-
tionszusatz eingefügt:

 »Finanzpräsident

   als Leiter der Abteilung Bundesbau bei 
der Oberfinanzdirektion«

bb) Im Abschnitt Besoldungsgruppe B 3 kw wird 
der Amtsbezeichnung »Forstpräsident« fol-
gende Amtsbezeichnung vorangestellt:

 »Direktor des Landesbetriebs Vermögen und 
Bau Baden-Württemberg«

20. In Anlage 6 (Landesbesoldungsordnung A) in der 
Fassung des Anhangs 2 des Gesetzes über die An-
passung von Dienst- und Versorgungsbezügen in 
Baden-Württemberg 2019/2020/2021 vom 15. Okto-
ber 2019 (GBl. S. 377, 391) wird die Zeile mit den 
Angaben zur Besoldungsgruppe A 5 gestrichen.

21. In Anlage 6 (Landesbesoldungsordnung A) in der 
Fassung des Anhangs 3 des Gesetzes über die An-
passung von Dienst- und Versorgungsbezügen in 
Baden-Württemberg 2019/2020/2021 vom 15. Okto-
ber 2019 (GBl. S. 377, 398) wird die Zeile mit den 
Angaben zur Besoldungsgruppe A 5 gestrichen.

22. In Anlage 11 (Anwärtergrundbetrag) in der Fassung 
des Anhangs 2 des Gesetzes über die Anpassung von 
Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Würt-
temberg 2019/2020/2021 vom 15. Oktober 2019 
(GBl. S. 377, 395) wird die Angabe »A 5« durch die 
Angabe »A 6« ersetzt.

23. Die Anlage 13 (Amtszulagen und Strukturzulage) in 
der Fassung des Anhangs 2 des Gesetzes über die 
Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in 
Baden-Württemberg 2019/2020/2021 vom 15. Okto-
ber 2019 (GBl. S. 377, 396) wird wie folgt geändert:

a) Im Abschnitt § 45 wird in Spalte 3 die Zahl 
»188,77« durch die Zahl »377,54« ersetzt.

b) Im Abschnitt § 46 wird die Angabe »A 5« durch 
die Angabe »A 6« ersetzt.

c) Der Abschnitt Landesbesoldungsordnung A wird 
wie folgt geändert:

aa) Der Abschnitt Besoldungsgruppe A 5 wird 
aufgehoben.
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Beamtenverhältnisses auf Widerruf oder auf Probe, 
einem horizontalen Wechsel in eine dieser Lauf-
bahnen nach § 21 oder der Übernahme von einem 
anderen Dienstherrn nach § 23 schriftlich erklärt 
haben, dass sie Heilfürsorge in Anspruch nehmen 
werden. Die Erklärung ist gegenüber der zuständi-
gen Ernennungsbehörde abzugeben. Sie kann nicht 
widerrufen werden.«

b) In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort »Finanz-
ministerium« die Wörter »und dem Justizministe-
rium« eingefügt.

5. § 93 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort »Übergangsvor-
schrift« durch das Wort »Übergangsvorschriften« 
ersetzt.

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

 »(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
 Ar tikels 2 Nummer 4 des Gesetzes zur Änderung 
des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württem-
berg und anderer Rechtsvorschriften vorhandenen 
Beamtinnen und Beamten des mittleren und geho-
benen Vollzugsdienstes im Justizvollzug, des mitt-
leren und gehobenen Werkdienstes im Justizvoll-
zug und des mittleren und gehobenen Abschie-
bungshaftvollzugsdienstes können durch schriftli-
che Erklärung innerhalb einer Ausschlussfrist von 
drei Monaten ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Artikels 2 Nummer 4 des Gesetzes zur Ände-
rung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Würt-
temberg und anderer Rechtsvorschriften einmalig 
erklären, dass sie unter den Voraussetzungen des 
§ 79 Absatz 1 Heilfürsorge in Anspruch nehmen 
werden. Sie erhalten dann ab dem zweiten auf den 
Ablauf der Ausschlussfrist folgenden Monat Heil-
fürsorge. § 79 Absatz 1 a Sätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend.«

Artikel 3

Weitere Änderung des Landesbeamtengesetzes

§ 78 Absatz 1 a des Landesbeamtengesetzes vom 9. No-
vember 2010 (GBl. S. 793, 794), der zuletzt durch Arti-
kel 2 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 

»(1 a) Für Aufwendungen in Krankheits- und Pflegefäl-
len sowie zur Gesundheitsvorsorge, die für die Ehegattin 
oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin oder den Le-
benspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz der 
beihilfeberechtigten Person entstanden sind, wird keine 
Beihilfe gewährt, wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte 
im Sinne des § 2 Absatz 3 des Einkommensteuergesetzes 
der Ehegattin oder des Ehegatten, der Lebenspartnerin 
oder des Lebenspartners nach dem Lebenspartnerschafts-
gesetz in beiden Kalenderjahren vor der Stellung des 
Beihilfeantrags jeweils 20 000 Euro überschritten hat. 

Artikel 2

Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 9. November 2010 (GBl. 
S. 793, 794), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 17. Juni 2020 (GBl. S. 401, 402) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 14 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 wird die Angabe 
»A 6« durch die Angabe »A 7« ersetzt.

2. In § 71 Nummer 1 wird die Angabe »nach § 44 
 BeamtStG« durch die Wörter »einschließlich etwai-
gen Zusatzurlaubs« ersetzt.

3. § 78 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a eingefügt:

 »(1 a) Für Aufwendungen in Krankheits- und Pfle-
gefällen sowie zur Gesundheitsvorsorge, die für die 
Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin 
oder den Lebenspartner nach dem Lebenspartner-
schaftsgesetz der beihilfeberechtigten Person ent-
standen sind, wird keine Beihilfe gewährt, wenn 
der Gesamtbetrag der Einkünfte im Sinne des  
§ 2 Absatz 3 des Einkommensteuergesetzes der 
Ehegattin oder des Ehegatten, der Lebenspartnerin 
oder des Lebenspartners nach dem Lebenspartner-
schaftsgesetz in beiden Kalenderjahren vor der 
Stellung des Beihilfeantrags jeweils 18 000 Euro 
überschritten hat. Bei Anlegung eines strengen 
Maßstabs kann in besonderen Härtefällen mit Zu-
stimmung der für die Beihilfegewährung zuständi-
gen obersten Dienstbehörde und im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium ausnahmsweise ab-
weichend von Satz 1 Beihilfe gewährt werden. Ein 
besonderer Härtefall im Sinne von Satz 2 liegt ins-
besondere vor, wenn der Ehegattin oder dem Ehe-
gatten, der Lebenspartnerin oder dem Lebenspart-
ner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz für bei-
hilfefähige Aufwendungen trotz ausreichender und 
rechtzeitiger Versicherung wegen angeborener Lei-
den oder bestimmter Krankheiten auf Grund eines 
individuellen Ausschlusses keine Versicherungs-
leistungen gewährt werden oder Regelleistungen 
auf Dauer eingestellt worden sind.«

b) In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter »nach der 
Höhe ihrer Einkünfte wirtschaftlich nicht unab-
hängigen« gestrichen.

4. § 79 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a eingefügt:

 »(1 a) Heilfürsorge erhalten unter den in Absatz 1 
genannten Voraussetzungen auch die Beamtinnen 
und Beamten des mittleren und gehobenen Voll-
zugsdienstes im Justizvollzug, des mittleren und 
gehobenen Werkdienstes im Justizvollzug und des 
mittleren und gehobenen Abschiebungshaftvoll-
zugsdienstes, sofern sie vor der Begründung des 
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 2. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird aufgehoben.

bb) Im neuen Satz 2 werden die Wörter »des be-
rechtigten Ehegatten« durch die Wörter »der 
ausgleichsberechtigten Person« ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
 »Anrechte« die Wörter »; in den Fällen des § 10 
Absatz 2 des Versorgungsausgleichsgesetzes aus 
dem Monatsbetrag, der sich nach Verrechnung als 
Wertunterschied ergibt« eingefügt.

c) In Absatz 4 werden die Wörter »des verpflichteten 
Ehegatten« durch die Wörter »der ausgleichspflich-
tigen Person« und die Wörter »den berechtigten 
Ehegatten« durch die Wörter »die ausgleichs-
berechtigte Person oder deren Hinterbliebene« er-
setzt.

d) In Absatz 5 wird das Wort »Altersgeld« durch die 
Wörter »Alters- und Hinterbliebenengeld« ersetzt.

 3. § 20 wird wie folgt geändert:

 In Absatz 2 wird die Angabe »Abs. 8 gilt« durch die 
Wörter »die Absätze 3, 4 und 8 gelten« ersetzt.

 4. § 27 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 »An die Stelle des Ruhegehalts nach Satz 1 treten, 
wenn dies günstiger ist, 59,75 Prozent der ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der 
Besoldungsgruppe A 6.«

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

 »Bei Anwendung des Satzes 2 sind als ruhe-
gehaltfähige Dienstbezüge ausschließlich das 
Grundgehalt, eine in Besoldungsgruppe A 6 zu-
stehende Strukturzulage sowie gegebenenfalls ein 
zustehender ehebezogener Teil des Familien-
zuschlags zu berücksichtigen; hinsichtlich des 
Faktors 0,984 findet § 19 Absatz 1 Satz 1 entspre-
chend Anwendung.«

c) In dem neuen Satz 4 wird nach der Angabe »2« 
die Angabe »und 3« eingefügt.

 5. § 51 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

 »Es darf nicht hinter 67,63 Prozent der jeweils 
 ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe 
der Besoldungsgruppe A 6 zurückbleiben.«

b) Es wird folgender Satz angefügt:

 »In den Fällen des Satzes 3 ist § 27 Absatz 4  
Satz 3 entsprechend anzuwenden.«

 6. § 66 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 6 wird folgender Satz 2 eingefügt:

 »Für den Vergleich mit der Höchstgrenze ist, auch 
bei mehreren Zeiträumen, nur eine einzige Ge-
samtberechnung durchzuführen.«

Bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte ist 
bei einem Bezug von Leibrenten und anderen Leis tungen 
im Sinne des § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Dop-
pelbuchstabe aa und bb des Einkommensteuergesetzes 
der Jahresbetrag der Rente maßgeblich; die Regelungen 
des Besteuerungsanteils im Sinne des § 22 Nummer 1 
Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Satz 3 des Ein-
kommensteuergesetzes sowie des Ertragsanteils im 
Sinne des § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppel-
buchstabe bb Satz 3 des Einkommensteuergesetzes fin-
den keine Anwendung. Bei der Ermittlung, ob die Ein-
künftegrenze von 20 000 Euro überschritten ist, sind aus-
ländische Einkünfte, für die die Ehegattin oder der Ehe-
gatte, die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner nach 
dem Lebenspartnerschaftsgesetz zu einer der deutschen 
Einkommensteuer entsprechenden Steuer herangezogen 
wird, zu berücksichtigen. Satz 2 gilt bei ausländischen 
Einkünften im Sinne des Satzes 3 entsprechend. Satz 2 
und 4 gilt nicht für Leibrenten und andere Leistungen im 
Sinne des § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa und bb des Einkommensteuergesetzes, 
 deren erstmaliger Beginn vor dem 1. Januar 2021 liegt. 
Bei Anlegung eines strengen Maßstabs kann in besonde-
ren Härtefällen mit Zustimmung der für die Beihilfege-
währung zuständigen obersten Dienstbehörde und im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium ausnahms-
weise abweichend von Satz 1 Beihilfe gewährt werden. 
Ein besonderer Härtefall im Sinne von Satz 6 liegt ins-
besondere vor, wenn der Ehegattin oder dem Ehegatten, 
der Lebenspartnerin oder dem Lebenspartner nach dem 
Lebenspartnerschaftsgesetz für beihilfefähige Aufwen-
dungen trotz ausreichender und rechtzeitiger Versiche-
rung wegen angeborener Leiden oder bestimmter Krank-
heiten auf Grund eines individuellen Ausschlusses keine 
Versicherungsleistungen gewährt werden oder Regel leis-
tungen auf Dauer eingestellt worden sind.«

Artikel 4

Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
 Baden-Württemberg

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württem-
berg vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 911), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. November 
2019 (GBl. S. 481) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

 1. § 2 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

 »Eine Ausnahme gilt ferner für das Ruhegehalt der 
Ruhestandsbeamten, sofern Leistungen im Rahmen 
einer Entgeltumwandlung für vom Dienstherrn ge-
leaste Dienstfahrräder, die dem Beamten während 
seiner aktiven Dienstzeit auch zur privaten Nutzung 
überlassen wurden, betroffen sind, wenn es sich um 
Fahrräder im verkehrsrechtlichen Sinne handelt und 
es den Beamten freigestellt war, dieses Angebot an-
zunehmen.«
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lichen Anhebung der Eingangsämter des ehemaligen 
einfachen Dienstes nach Besoldungsgruppe A 6 
 eingetreten sind, ist § 51 Absatz 3 Satz 3 sowie § 27 
Absatz 4 Satz 2 weiterhin in der bislang geltenden 
Fassung anzuwenden. Die bisherigen Dienstbezüge 
erhöhen oder vermindern sich entsprechend den all-
gemeinen Anpassungen nach § 11.«

13. § 103 wird folgender Absatz 6 angefügt:

 »(6) Für im Zeitpunkt vor der besoldungsrechtlichen 
Anhebung der Eingangsämter des ehemaligen ein-
fachen Dienstes nach Besoldungsgruppe A 6 vor-
handene Versorgungsempfänger, deren Versorgungs-
bezüge ruhegehaltfähige Dienstbezüge nach der Be-
soldungsgruppe A 5 zugrunde liegen, bestimmt sich 
die Versorgung weiterhin nach dieser Besoldungs-
gruppe. Die zu diesem Zeitpunkt geltenden Dienst-
bezüge erhöhen oder vermindern sich entsprechend 
den allgemeinen Anpassungen nach § 11.«

14. In § 108 Absatz 9 Satz 1 wird die Angabe »nach § 27 
Abs. 4« gestrichen.

Artikel 5

Änderung des Gesetzes über die Anpassung  
von Dienst- und Versorgungsbezügen  

in Baden-Württemberg 2019/2020/2021

In Artikel 1 § 11 Absatz 2 des Gesetzes über die Anpas-
sung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-
Württemberg 2019/2020/2021 vom 15. Oktober 2019 
(GBl. S. 377) wird das Wort »Altersgeld« durch die Wör-
ter »Alters- und Hinterbliebenengeld« ersetzt.

Artikel 6

Änderung des Landesumzugskostengesetzes

In § 10 Absatz 1 Satz 2 des Landesumzugskostengeset-
zes in der Fassung vom 12. Februar 1996 (GBl. S. 127), 
das zuletzt durch Artikel 19 der Verordnung vom  
23. Feb ruar 2017 (GBl. S. 99, 101) geändert worden ist, 
wird die Angabe »A 5« durch die Angabe »A 6« ersetzt.

Artikel 7

Änderung der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung

Die Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung vom 29. No-
vember 2005 (GBl. S. 716), die zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 28. November 2018 (GBl. S. 437, 438) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 25 a wird folgender § 25 b eingefügt:

 »§ 25 b

 Zusätzliche Vergütung von genommenem  
 Jahresurlaub bei Verringerung der Arbeitszeit

 (1) Beamtinnen und Beamten sind von Amts wegen 
diejenigen Tage an Jahresurlaub zusätzlich zu vergü-
ten, die nach einer Reduzierung der für die Beamtin 
oder den Beamten geltenden durchschnittlichen Wo-

b) Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

 »(8) Für die Anwendung des § 27 Absatz 2, von 
Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschrif-
ten sowie der Bemessung der Hinterbliebenen-
versorgung gelten der Kinderzuschlag und der 
Kindererziehungsergänzungszuschlag als Teil des 
Ruhegehalts.«

c) Es werden folgende Absätze angefügt:

 »(11) Für nach dem Eintritt oder der Versetzung 
in den Ruhestand geleistete Erziehungs- oder 
Pflegezeiten steht dem Ruhestandsbeamten weder 
ein Kinderzuschlag noch ein Kindererziehungs-
ergänzungszuschlag zu.

 (12) Der nach § 66 Absatz 1 bis 11 berechnete 
Kinderzuschlag und Kindererziehungsergänzungs-
zuschlag erhöht oder vermindert sich entspre-
chend den allgemeinen Anpassungen nach § 11.«

 7. § 67 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

 »(4) § 66 Absatz 7, 8, 11 und 12 gilt entsprechend.«

 8. § 68 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden die Wörter »1,384- 
Fachen der jeweils ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der Besoldungs-
gruppe A 5« durch die Wörter »1,347-Fachen 
der ruhe gehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe A 6« ersetzt.

bb) In Nummer 3 werden die Wörter »1,384- 
Fachen der jeweils ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der Besoldungs-
gruppe A 5« durch die Wörter »1,347-Fachen 
der ruhe gehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe A 6« ersetzt.

b) Es wird folgender Satz angefügt:

 »Auf die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe A 6 ist § 27 Ab-
satz 4 Satz 3 entsprechend anzuwenden.«

 9. In § 70 Absatz 2 Satz 3 werden nach der Angabe 

 »§ 27 Abs. 2« die Wörter »oder einer entsprechenden 
bundes- oder landesrechtlichen Vorschrift« einge-
fügt.

10. § 94 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

 »(3) Für die Anwendung des § 87 Absatz 4 und 5, 
von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschrif-
ten sowie der Bemessung des Hinterbliebenengeldes 
gelten der Kinderzuschlag und der Kindererzie-
hungsergänzungszuschlag als Teil des Alters- und 
Hinterbliebenengeldes.«

11. In § 95 Absatz 4 wird nach der Angabe »Absatz 7 
und« die Angabe »12 sowie« eingefügt.

12. § 102 wird folgender Absatz 13 angefügt:

 »(13) Für Versorgungsfälle, die seit dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes und vor der besoldungsrecht-
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 Für Bruchteile von Urlaubstagen gilt dies entspre-
chend.

 (5) Laufende Monatsbezüge sind Bezüge nach § 2 Ab-
satz 5, die in festen Monatsbeträgen gezahlt werden. 
§ 4 Absatz 3 LBesGBW ist nicht anzuwenden.

 (6) Bei den Berechnungen der vorstehenden Absätze 
ist auf zwei Nachkommastellen zu runden, soweit 
nichts anderes bestimmt ist.

 (7) Der Anspruch auf zusätzliche Vergütung entsteht 
mit Ablauf des Tages, an dem die Beamtin oder der 
Beamte Jahresurlaub nach Absatz 1 tatsächlich ge-
nommen hat. § 6 LBesGBW gilt entsprechend.

 (8) Für Richterinnen und Richter finden die vorstehen-
den Absätze mit der Maßgabe entsprechende An-
wendung, dass sich die Anzahl der in der Regel in der 
Kalenderwoche zu leistenden Arbeitstage nach einer 
Fünf-Tage-Woche bestimmt.«

2. In § 47 Absatz 2 Nummer 1 wird die Angabe »A 5« 
durch die Angabe »A 6« ersetzt.

3. § 52 wird folgender Absatz 6 angefügt:

 »(6) Mit Wirkung vom 13. Juni 2013 gilt, soweit 
 Erholungsurlaub zu diesem Zeitpunkt noch nicht ver-
fallen war, § 25 b für Klägerinnen und Kläger, Wider-
spruchsführerinnen und Widerspruchsführer sowie 
Antragstellerinnen und Antragsteller, über deren An-
sprüche noch nicht abschließend entschieden worden 
ist. Dies gilt auch für mittlerweile Ausgeschiedene. 
Die Anspruchsvoraussetzungen sind durch die perso-
nalverwaltenden Stellen innerhalb von drei Monaten 
nach Verkündung des § 25 b zu ermitteln und den be-
zügezahlenden Stellen mitzuteilen. Eine Nachzahlung 
nach Satz 1 erfolgt frühestens mit Wirkung ab dem  
1. Januar des Jahres der schriftlichen Geltendma-
chung.«

4. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 8

Änderung der Anwärterauflagenverordnung

In § 3 Nummer 2 der Anwärterauflagenverordnung vom 
14. Dezember 2011 (GBl. S. 571), die zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (GBl. S. 334, 338, 
ber. S. 495) geändert worden ist, werden nach dem Wort 
»schriftlich« die Wörter »oder elektronisch« eingefügt.

Artikel 9

Änderung der Beihilfeverordnung

Die Beihilfeverordnung vom 28. Juli 1995 (GBl. S. 561), 
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 22. No-
vember 2016 (GBl. S. 611) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

chenarbeitszeit in einem Zeitabschnitt genommen 
werden, in dem die durchschnittliche tägliche Arbeits-
zeit, die sich aus der für die Beamtin oder den Beam-
ten geltenden durchschnittlichen Wochenarbeitszeit 
geteilt durch die Anzahl der in der Regel in der Kalen-
derwoche zu leistenden Arbeitstage der Beamtin oder 
des Beamten ergibt, geringer ist, als während des 
 Zeitabschnitts, aus dem der Urlaubsanspruch stammt. 
Zusätzlich zu vergüten nach Satz 1 sind für ein Kalen-
derjahr höchstens 20 unionsrechtlich gewährleistete 
Mindesturlaubstage; davon sind die vor der Redu-
zierung der Arbeitszeit im Kalenderjahr tatsächlich 
genommenen Tage an Erholungsurlaub, die aus dem-
selben Kalenderjahr stammen, in Abzug zu bringen. 
Gleiches gilt für die aus einem vorangegangenen 
 Kalenderjahr stammenden Urlaubstage, die über den 
unionsrechtlich gewährleisteten Mindesturlaub hin-
ausgehen. § 24 Absatz 3 und 4 gilt bei der Berechnung 
der höchstens zusätzlich zu vergütenden Urlaubstage 
entsprechend.

 (2) Die Anzahl der höchstens zusätzlich zu vergüten-
den Urlaubstage nach Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 er-
höht oder vermindert sich bei einer Verteilung der Ar-
beitszeit im jeweiligen Kalenderjahr auf in der  Regel 
mehr oder weniger als fünf Arbeitstage in der Kalen-
derwoche für jeden zusätzlichen Arbeitstag oder ar-
beitsfreien Tag um vier Tage, bei einem Wechsel  
der Anzahl der in der Regel in der Kalenderwoche zu 
leis tenden Arbeitstage während des Kalenderjahres 
entsprechend anteilig nach den Zeitabschnitten mit der 
gleichen Anzahl an in der Regel in der Kalender woche 
zu leistenden Arbeitstagen.

 (3) Die sich aus den vorstehenden Absätzen ergebende 
Anzahl der höchstens zusätzlich zu vergütenden Ur-
laubstage ist anteilig auf die maßgeblichen Zeitab-
schnitte mit einer unterschiedlichen durchschnittli-
chen täglichen Arbeitszeit zu verteilen. Zur Ermittlung 
der durchschnittlichen laufenden Monatsbezüge der 
Monate des Zeitabschnitts, aus dem der Urlaubs-
anspruch stammt, werden die Zeitabschnitte in zeitlich 
aufsteigender Reihenfolge herangezogen.

 (4) Die zusätzliche Vergütung für einen Urlaubstag 
 beträgt

 –  drei Dreizehntel der Bezüge für einen Monat, die 
sich aus den durchschnittlichen laufenden Monats-
bezügen der Monate des Zeitabschnitts errechnen, 
aus dem der Urlaubsanspruch stammt,

 –  geteilt durch die Anzahl der Arbeitstage in der Ka-
lenderwoche im oben genannten Zeitabschnitt, die 
sich aus der regelmäßigen Verteilung der Arbeits-
zeit auf die Wochenarbeitstage ergibt,

 –  multipliziert mit dem auf zwei Nachkommastellen 
gerundeten Prozentsatz, um den sich die durch-
schnittliche tägliche Arbeitszeit zwischen den je-
weils maßgeblichen Zeitabschnitten reduziert hat.
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»§ 1

Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für Landesbehörden und Landes-
betriebe im Geschäftsbereich des Finanzministeriums, 
denen im Rahmen besonderer haushaltsrechtlicher Rege-
lungen Haushaltsmittel zur Vergabe von Leistungsprä-
mien zur Verfügung stehen.«

Artikel 12

Änderung der Leistungsprämienverordnung  
des Wissenschaftsministeriums

§ 1 Absatz 1 der Leistungsprämienverordnung des Wis-
senschaftsministeriums vom 2. Dezember 2019 (GBl. 
S. 523) wird wie folgt gefasst:

»(1) Diese Verordnung gilt für das Wissenschaftsminis-
terium sowie dessen nachgeordnete Dienststellen, soweit 
den einzelnen Dienststellen im Rahmen besonderer 
haushaltsrechtlicher Regelungen Haushaltsmittel zur 
Vergabe von Leistungsprämien zur Verfügung stehen.«

Artikel 13

Änderung der Pflegezeitvorschuss-Verordnung

In § 7 Satz 1 der Pflegezeitvorschuss-Verordnung vom 
15. Dezember 2015 (GBl. 2016 S. 4), die durch Arti- 
kel 87 der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 
109) geändert worden ist, werden nach dem Wort 
»schrift licher« die Wörter »oder elektronischer« einge-
fügt.

Artikel 14

Änderung der Verordnung der Landesregierung  
und des Finanzministeriums über die Zuständigkeiten 

des Landesamtes für Besoldung und Versorgung  
Baden-Württemberg

Die Verordnung der Landesregierung und des Finanz-
ministeriums über die Zuständigkeiten des Landesamtes 
für Besoldung und Versorgung Baden-Württemberg in 
der Fassung vom 1. September 1986 (GBl. S. 343, 344), 
die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 6. Novem-
ber 2018 (GBl. S. 377, 384) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. In § 3 Nummer 7 wird die Angabe »§ 2 Nr. 15« durch 
die Angabe »§ 2 Nummer 11« ersetzt.

2. § 17 Absatz 1 Nummer 11 wird wie folgt gefasst:

 »11.  die Abgeltung von Ansprüchen nach Maßgabe 
der §§ 25 a und 25 b AzUVO für die von den 
 personalverwaltenden Stellen festgesetzten Ur-
laubstage.«

a) Absatz 4 Nummer 4 wird aufgehoben.

b) In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe »und 4« ge-
strichen.

2. In § 15 Absatz 1 Satz 5 wird die Angabe »A 6 bis« 
gestrichen.

3. § 19 Absatz 5 wird aufgehoben.

Artikel 10

Änderung der Erschwerniszulagenverordnung  
Baden-Württemberg

Die Erschwerniszulagenverordnung Baden-Württem-
berg vom 30. November 2010 (GBl. S. 994), die zuletzt 
durch Artikel 3, 6 und 9 des Gesetzes vom 15. Oktober 
2019 (GBl. S. 377, 380 bis 382) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. § 4 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

 »(5) Zum Dienst zu ungünstigen Zeiten oder zum 
 lageorientierten Dienst gehören nicht der Dienst wäh-
rend Übungen, es sei denn, die oberste Dienstbehörde 
hat bei einer Übung, die aus zwingenden dienstlichen 
Gründen oder sonstigen übergeordneten Gesichts-
punkten termingebunden stattfinden muss, Dienst 
nach Absatz 2 angeordnet, sowie Reisezeiten bei 
Dienstreisen und die Rufbereitschaft.«

2. In § 19 Absatz 1 Satz 1 werden die Angabe »250 
Euro« durch die Angabe »300 Euro« und die Wörter 
»Operative Einsatzunterstützung für besondere poli-
zeiliche Einsätze« durch das Wort »Öffnungstechnik« 
ersetzt.

3. In § 19 Absatz 2 wird die Angabe »153,39 Euro« 
durch die Angabe »300 Euro« ersetzt.

4. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe »176,40 Euro« 
durch die Angabe »300 Euro« ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe »132,94 Euro« 
durch die Angabe »240 Euro« ersetzt.

cc) In Nummer 3 wird die Angabe »46,02 Euro« 
durch die Angabe »180 Euro« ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe »4,60 Euro« 
durch die Angabe »18 Euro« ersetzt.

Artikel 11

Änderung der Leistungsprämienverordnung  
des Finanzministeriums

§ 1 der Leistungsprämienverordnung des Finanzministe-
riums vom 28. September 2011 (GBl. S. 489), die durch 
Artikel 88 der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. 
S. 99, 109) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:
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Artikel 16

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkün-
dung folgenden Monats in Kraft, soweit in den nachfol-
genden Absätzen nichts anderes bestimmt ist.

(2) Artikel 2 Nummer 3 sowie Artikel 9 Nummer 1 und 3 
treten mit Wirkung vom 1. Januar 2013 in Kraft.

(3) Artikel 4 Nummer 6 Buchstabe a tritt mit Wirkung 
vom 18. Dezember 2018 in Kraft.

(4) Artikel 1 Nummer 13 sowie Artikel 7 Nummern 1, 3 
und 4 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft.

(5) Artikel 1 Nummern 2, 5, 6, 7 Buchstabe b, Num- 
mern 14 bis 16, 19 Buchstabe a, Nummern 20, 22, 23 
Buchstabe b bis d, Nummern 25 und 26 sowie Artikel 2 
Nummer 1, Artikel 4 Nummern 4, 5, 8, 12 und 13,   
Artikel 6, Artikel 7 Nummer 2, Artikel 9 Nummer 2 und 
Artikel 15 treten mit Wirkung vom 1. September 2020 in 
Kraft.

(6) Artikel 1 Nummern 8, 17, 19 Buchstabe b, Num- 
mern 21, 24 und 27 sowie Artikel 3 und 4 Nummer 1 
treten am 1. Januar 2021 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 15. Oktober 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Sitzmann

 Bauer Untersteller

 Dr. Hoffmeister-Kraut Lucha

 Hauk Wolf

Artikel 15

Überleitungsvorschriften

(1) Die am Tag vor dem Inkrafttreten und am Tag des 
Inkrafttretens dieses Artikels im Amt befindlichen Ersten 
Hauptwachtmeisterinnen und Ersten Hauptwachtmeister, 
Hauptwartinnen und Hauptwarte, Oberamtsmeisterinnen 
und Oberamtsmeister sowie Sekretärinnen und Sekretäre 
werden nach Maßgabe der als Anlage zu diesem Absatz 
angeschlossenen Übersicht übergeleitet. Gleiches gilt für 
Gestüthauptwärterinnen und Gestüthauptwärter sowie 
Polizeiwachtmeisterinnen und Polizeiwachtmeister in 
 einem kw-Amt. Als bisherige Besoldungsgruppe gilt die 
Besoldungsgruppe, der die Beamtinnen und Beamten  
am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Artikels angehörten. 
Die Beamtinnen und Beamten führen die neue Amts-
bezeichnung.

(2) Die am Tag vor dem Inkrafttreten und am Tag  
des Inkrafttretens dieses Artikels im Amt befindlichen 
Rektorinnen und Rektoren, Konrektorinnen und Konrek-
toren sowie Zweite Konrektorinnen und Zweite Konrek-
toren werden nach Maßgabe der als Anlage zu diesem 
Absatz angeschlossenen Übersicht übergeleitet. Als bis-
herige Besoldungsgruppe gilt die Besoldungsgruppe, der 
die Beamtinnen und Beamten am Tag vor dem Inkraft-
treten dieses Artikels angehörten. Die Beamtinnen und 
Beamten führen die neue Amtsbezeichnung.

(3) Der am Tag vor dem Inkrafttreten und am Tag des 
Inkrafttretens dieses Artikels im Amt befindliche Direk-
tor der Landesanstalt für Entwicklung der Landwirt-
schaft und der ländlichen Räume wird in das neue Amt 
»Direktor der Landesanstalt für Landwirtschaft, Er-
nährung und Ländlichen Raum« übergeleitet. Der Be-
amte führt die neue Amtsbezeichnung.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten für Beamtinnen und Be-
amte, denen ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Arti-
kels ein in Absatz 1 oder 2 genanntes Amt übertragen 
wurde, entsprechend. Die betreffenden Beamtinnen und 
Beamten werden zum Tag der Amtsübertragung überge-
leitet.




